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Beheltungen nehmen alle Poflanfalten dez ve: 
Telegraphiſche Machrichten. 
Königsberg i. Pr., 5. Februar. Zu Mitgliedern der General⸗ 
ſynode find bis jetzt gewählt ein Deputirter von ſtreng kirchlicher Rich⸗ 
tung, 4 Deputirte von entſchieden freiſinniger Richtung und 11 Ange⸗ 
Pörige der Mittelpartei. Von den noch ausſtehenden Wahlen dürften 
etwa 4 der Mittelpartei, 3 der freiſinnigen und eine der ſtreng lirch⸗ 
lichen Richtung angehören. 8 
Belt, 5. Februar. Die Nachrichten, welche in Folge der Rede 
des Abgeordneten Tiſza über eine Koalition der Fraktionen Tiſza, 
Sennyeh und Lonvay und über die Bildung eines Miniſteriums durch 
bteſelben verbreitet wurden, werden von gut unterrichteter Seite als 
m ens verfrüht bezeichnet. 
en, 1 ie 5 Der Bundesrath hat den Staatsrath des 
Kantons Genf zur Auskunft über das agilatoriſche Treiben des vor⸗ 
maligen Biſchefs Mermillod in den Grenzorten des Kantons Genf 
efordert. 
* Schah von Perſien Hat feinen Beitritt zu der Genfer 
Konvention, betreffend die Verbeſſerunz des Looſes verwundeter 
Krieger, offt ell anzeigen laſſen. 
Verſailles, 5 Februar. Von den Mitgliedern der Kommiſſion. 
welche von den Abtheilungen der Nationalverſammlung zur Vor⸗ 
berathung der Vorlage über die Juftigreform in Egypten 
gewählt worden iſt, haben ſich 6, wiewohl unter Vorbehalt der gut⸗ 
achtlichen Meinungsäußerung Seitens der in Egypten ſich aufhalten 
den Franzoſen, für die Vorlage ausgeſprochen; die übrigen 9 Mit⸗ 
glieder haben ſich gegen die Vorlage erklärt. Die zur Prüfung der 
Vorlage über Verbindung Englands und Frankreichs durch eine unter ⸗ 
ſeeiſche Eiſenbahn niedergeſetzte Kommiſſton iſt durchweg dem Proſekte 


zugeneigt. 
ag Madrid, 5. Februar. Zorilla hatte für Wiederherſtellung der 


Republik Propaganda zu machen geſucht und iſt resbalb von der Re⸗ 
gierung verwarnt worden. Derſelbe bat ſich in Folge deſſen nach 
Frankreich begeben. 
FDerrol, 5. Februar. 


»Die deutſchen Kriegsſchiffe „Auguſta“ und 
8 Santander kommend, hier 
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von ihnen befegten Höhen, welche Eeitona und Bumaya beberrſchen 
vertrieben. — In dem geſtrigen Gefechte bei Meagas (2) hatten die 
königlichen Truppen einen Verluſt von 150 Mann. Ein Oberſt und 
wel Hauptleute der Carliſten, ſowie eine Anzahl Soldaten wurden 
befangen. 
* London, 5. Februar. Das Parlament iſt heute Namens der 
Königin mit einer Thronrede eröffnet worden. In derſelben wird be⸗ 
treffs der Beziehungen Englands zu den auswärtigen Mächten bervor⸗ 
gehoben, daß die Königin fortdauernd! aufrichtige Verſicherungen der 
Freundſchaft von allen Mächten empfange und daß die Erhaltung und 
die Befertigung des Friedens das unausgefegte Ziel ihrer Bemühungen 
ſei. Was die vorgeſchlagene Fortſetzung der Berathungen über die 
ölkerrechtlichen Gebräuche im Kriege anbelange, fo habe die Regie⸗ 
Tung ihren Beitritt zu dieſen Konferenzen nicht erklären zu dürfen ge⸗ 
laut, da es unwahrſcheinlich ſei, daß die auseinandergehenden Ans 
Achten, welche auf der brüſſeler Konferenz zu Tage getreten, miteinan⸗ 
RE in Einklang gebracht werden könnten. Die Frage der Anerken- 
dung des Königs Alfons von Spanien werde von der Regierung in 
3 Erwägung gezogen und ſei die Entſchließung derſelben in Kürze zu er⸗ 
barten. Die Regierung gebe ſich dem lebhaften Wunſche hin, daß der 
innere Friede in dem großen, aber ſo ſchwer heimgeſuchten Lande recht 
kald wieder hergeſtellt werde. Bezüglich der inneren Verhältniſſe des 
andes wird in der Thronrede bemerkt, daß die Finanzlage eine zu⸗ 
friedenſtellende ſei und daß der Wohlſtand des Volkes andauernd zu⸗ 
nehme. Die Regierung werde ferner mit ſich zu Mathe gehen, ob es 
nicht an der Zeit ſei, die Ausnahmegeſetze aufzuheben, die zur Zeit 
noch in Irland in Kraft beſtünden. Was beſondere dem Parlamente 
Lorzulegende Geſetzentwürfe anbetrifft, fo wird die Einführung des 
Juſtituts der Staatsanwaltſchaft angekündigt, damit durch daſſelbe 
die angemeſſene Beſtrafung aller Verbrechen gehörig ſichergeſtellt werde. 
i Die Regierung hat die unterm 20. v. M. vom Staatsſekretär des 
Auswärtigen, Earl of Derby, an den engliſchen Bolſchafter in Peters · 
rg, Lord Loftus, gerichtete Depeſche über eine Fort ſetzung der 
Sri; feler Konferenzen veröffentlichen laſſen. In derſelben wird 
ausgeführt, England habe aus dem Verlauf der Brüſſeler Konferenzen 
die Ueberzeugung gewonnen, daß es unmöglich fei, über die wichtigſten 
Vunkte in der der Brüſſeler Konferenz gemachten Vorlage ein Einver- 
ändniß unter den betheiligten Mächten zu erzielen. Ferner ſeien die 
atereſſen des Angreifers in einem Kriege mit denen des Angegriffe⸗ 
nen vollſtändig unvereinbar und endlich ſei es vollkommen unmöglich 
Ane ſtrikte Einhaltung der aufgeſtellten Kriegsregeln zu erzwingen. 
G und diefer Erwägungen müſſe England die Theilnahme an 
Einer zweiten Konferenz ablehnen. England werde den feither ‚bon ihm 
eobachteten völkerrechtlichen Grundſätzen auch ferner treu bleiben und 
don jedem Uebereinkommen ſich fern halten, das die Führung von Ans 
Wiſfstriegen erleichtern und den patriotiſchen Widerſtand von mit 
Krieg überzogenen Völkern lähmende Feſſeln auferlegen könnte. 
Das konſervative Journal „Hour“ ſtellt die von mehreren Blät⸗ 
tern verbreitete Nachricht, daß Dis raeli von feinem Miniſter⸗ 


zonſervaliven Partei übernehmen werde, formell in Abrede. 
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doſten zurücktreten und der Herzog von Richmond die Führung der 


Vom Landtage. 


7. Sitzung des Abgeordnenhauſes. 

Berlin, 5. Februar, 11 Uhr. Am Miniſtertiſch Dr. Achenbach 

mit mehreren Kommiſſarien, ſpäter der Juſtizminiſter Dr. Leonbardt. 

Von dem Finanzminiſter iſt ein Geſetzentwurf, betreſſend 
einige Aenderungen der direkten Steuern in den hohenzollernſchen 
Landen eingegangen, und von dem Miniſter Dr. Friedenthal eine 
Anzabl von ODruckſchriften, die ſich auf fein Reſſort beziehen, u. A. die 
Ueberſicht über die Reſultate der Ernte im Jahre 1874. 

Das Haus tritt in feine Ta zesordnung ein und genehmigt ohne 
Debatte in dritter Leſung die Geſetzentwürfe, betreffend den Uferbau 
an der Weſer im Kreiſe Rinteln und die Regelung der in 
den 88 2 und 3 des Geſetzes vom 21. Mai 1856 feſtgeſtellten Pauſch⸗ 
beträge der in den hohenzollernſchen Landen zur Erhebung 
gelanzenden Wirthſchafts abgaben. 

Zu dem Geſetzentwurf, betreffend die Aufhebung der zur Un⸗ 
terftügung der Hebammen beſtimmten Abgabe von Taufen 
und Trauungen, der heute zur drilten Berathung ſteht, hat der 
Abg. Frhr. v. Manteuffel im Sinne ſeines in der zweiten Bera⸗ 
tbung bereits abgelehnten Amendements folgenden Zufag beantragt: 
„Wenn Hebammenlehronſtalten aus den für Provinzen und Kreiſe er⸗ 
hobenen Gebühren einen Zuſchuß bisher erhalten haben, fo wird dieſer 
aus deu durch dieſes Geſetz gedildeten Centralfonds fortgewährt.“ 

Der Antragſteller begründet ſein heutiges Amendement wiederum 
damit, daß man für die Zwecke, zu denen dieſe Abgabe erhoben wor ⸗ 
den iſt auch die nöhigen Muütel gewähren müſſe; da nun die Aufhe⸗ 
bung der Abgabe ſich als nothwendig berausgeſtellt habe, fo müſſe vor⸗ 
läufig auf anderem Wege die Möglichkeit gegeben werden, die nöthi⸗ 
gen Unterſtützungen zu gewähren. Die Hebammen auf dem Lande be⸗ 
dürften ganz beſonders der Subvention, wenn fie ſich dort niederlaſſen 
ſollen, was vor Allem im Intereſſe der ä meren Leute liege, denn die 
reicheren könnten ſich Hebammen und Geburtshelfer auch aus entfern⸗ 
teren größeren Ortſchaften und Städten kommen laſſen. 

Abg. Dr. Lö we erklärt ſich gegen den Antrag, weil man feine 
Tragweite nicht überſchen könne; übrigens ſei es auch Pflicht der Re⸗ 
gierung, den gerechten Anſprüchen, die auf dieſem Gebiete gemacht 
wü den, bis zur definitiven Ueberweiſung des Hebeammenweſens an 
die Provinzen in irgend einer Weiſe zu genügen; es empfehle ſich aber 
nicht, in dies Geſetz, welches ja nur eine tranßtoriſche Bedeutung 
habe, eine ſolche Biſtimmung aufzunehmen. 

Der Kommiſſar Geh Rath Dabrenftädt empfiehlt eberfalls 
die Ablehnung des Antrages, weil ſich derſelbe lediglich auf die ſtän⸗ 
diſche Hebeammen⸗Lebranſtalt in Lübsen benehen würde, die der Abg. 
Freiherr von Manteuffel dabei alleiß im Auge hat. Die Pflicht der 


RNegterung des Uebergangsſt 
durch Gewährung der nöthigen Mittel zu ſorgen, erkennt auch er an. 

Der Antrag wird abgelehnt und das Geſetz unverändert in drit⸗ 
ter Leſung genehmigt. 

Es folgt die erſte Berathung des Geſetzentwurfs betreffend die 
Anlegung und Bebauung von Straßen und Plätzen in 
Städten und ländlichen Ortſcaften. 

Abg. Haken (Bürgermeiſter zu Kolberg): Der Geſetzentwurf iſt 
im Weſent ichen nur eine neue, wenig verbeſſerte und vermehrte Auf⸗ 
lage des Entwurfes, der ſchon zweimal im Herrenhauſe und einmal 
im Abgeordnetenhauſe zur Berathung ſtand. Die Verhandlungen in 
der Kommiſſion haben damals eine ſo große Verſchiedenheit der An⸗ 
ſichten zu Tage gefördert, daß es ſich wohl auch diesmal empfehlen 
wird den Entwurf an eine Komm iſſion zu verweiſen. Ein weſentliches 
Material für die weitere Berathung bieten die letzten Verbandlungen 
des Architektenvereins, welcher unparteiiſch und mit Sachverſtändniß 
Grundſätze über das Bauen in Städten aufgeſtellt hat. Eine Erwei⸗ 
terung dieſes Geſetzes iſt in manchen Punkten wünſchenswerth; ſo em⸗ 
pfiehlt es ſich z. B. die Beſtimmung über den Bürgerſteig der ſtädti⸗ 
ſchen Straßen aus der Wegeordnunz in dieſes Geſetz herüberzuneh⸗ 
men. Die Grundſätze über die Erwerbung des Straßenterrains müſ⸗ 
ſen deutlicher und ſchärfer präziſirt werden. Bei der Feſtſetzung der 
Baufluchtlinie muß ein Unterſchied gemacht werden zwiſchen debautem 
und unbebautem Terrain. Im erſteren Falle liegt die Feſtſtellung der 
Fluchtlinie und die Verbreiterung der Straßen im Intereſſe der Kom ⸗ 
munen, und dieſe muß den betreffenden Hausbeſitzer für ſeine wohler⸗ 
worbenen Rechte entſchädigen. Bei unbebautem Terr ain dagegen liegt 
es lediglich im Intereſſe der Grundbeſitzer, wenn eine neue Straße 
angelegt wird. Es muß deshalb den Kommunen zwar überlaſſen wer⸗ 
den, das Straßenterrain nöthigenfalls im Wege der Expropriation zu 
erwerben, es muß ihnen aber auch ferner dis Recht gegeben werden 
die Grundbeſitzer, welche ſpäter an dieſer Straße bauen, mit zur Tra⸗ 
gung der Koſten der Stratze heranzuziehen. Ein Mangel des Geſetzes 
iſt es, daß über die Abſchätzung des Stra enterrains nicht ſpezielle 
Beſtimmungen getroffen ſind. In jedem Fall iſt das Geſetz an eine 
Kommiſſion zu verweiſen. 

Abg. Miquel: Der Gegenſtand dieſer Vorlage erfordert aller⸗ 
dings mehr als irgend ein anderer eine einheitiiche Regelung, da auf 
dieſem Gebiete bisher die allergrößte Rechtsunſicherheit in den einzel⸗ 
nen Landestbeilen geherrſcht hat Es tritt jedoch bei dieſer Regelung 
gerade im jetzigen Augenblicke eine Schwierigkeit in der Richtung zu 
Tage, daß wir gegenwärtig gerade in der geſetz ichen Umwandlung 
unſerer Behörden und der teiiftellung ihrer weſentlichſten Kompetenzen 
begriffen ſind. In dieſer Beziehung habe ich den großen Vorwurf 
gegen den Entwurf zu erheben, daß man in einer Zeit, wo die ganze 
Geſetzgebung auf eine Vermehrung der Befugniſſe und eine arößere 
1 der Gemeinde gerichtet ıft, die beſtehenden Gemeinde⸗ 
rechte in dieſem Entwurf in ſehr vielen Beziehungen auf das Aeußerſte 
eingeſchränkt find, und dies auf einem Gebete, daß ganz naturgemäß 
der Selbſtverwaltung der Gemeinde angehören muß. Der Entwurf 
ftellt bei Entſcheidung der weſentlichſten Fragen überall die Poligeibes 
börde in den Vordergrund. Ich beſtreite aher durchaus, daß die 
Fragen, wo Baulinien errichtet, ob ein Bauplan aufgeſtellt werden 
ſoll oder nicht, irgendwie PVolizeifragen find. Die Fragen, in welcher 
Gegend ver ffeldmarkt zweckmäßig gebaut werden fol, in welcher Rich⸗ 
tung es im Jatereſſe der Gemeinde liegt, ſich auszudehnen, ſind ganz 
eutſchieden Gemeiadefragen. In meiner Heimatbprovinz haben die 
Polizeibehörden ſelbſt in den Städten, wo königliche Polizeidi⸗ 
reklionen beſtanden, in dieſe Fragen niemals, ſelbſt nicht in den 
reaktionärſten Zeiten des Miniſteriums Borrics, eingegriffen. Stets hat 
hat der Magiſtrat in dieſen Gemeinden die Baupläne aufgeſtellt und 
Die Breite der Straßen und die Anlegung der Baufluchtlinien beftimmt. 
Nun ſteht im Entwurf, daß über alle Punkte, bei denen eine Einis 
gung zwiſchen der O tspolizerbehörde und dem Gemeindevorſtand 
nicht ſtaufindet, endgültig der Kreisausſchuß entſcheiden fol. Ich halte 
dieſe Beilimmung, auımal bei den größeren Stadigemeinden, für einen 
entſchiedenen Eingriff in die Selbſtändigkeit der Gemeindeverwal⸗ 
tung und kann nicht glauben, daß das Haus hierzu feine Zu⸗ 
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ſtimmung geben wird. Ich mache die Kommiſſion ganz beſonders 
guf dieſe Beſtimmung des Entwurfs aufmerkſam. Wir müſſen die 
ſo weitgehenden Befugniſſe der Polizeibehörden aus dieſem Entwurf 
herausbringen und dürfen nicht zugeben, daß die Selbſtſtändigkeit der 
Gemeindeverwaltung noch hinter die Rechtezuſtände zurlckgebe, wie 
ſie bereits jetzt in vielen Provinzen beſtehen. Sonſt kann ich mich im 
Weſentlichen mit den Grundfägen des Entwurſes einverſtanden erklü⸗ 
ren. Ein Recht des Eigenthümers ſein Grundſtück ad libitum zu 
bebauen, hat in Deutſchland niemals beſtanden. Das preußiſche Land⸗ 
recht, ſowie viele Parlikularrechte, ſchreiben ganz beſtimmt die zabl⸗ 
reichen Fälle vor, in denen dem Eigenthümer ein ſolches Recht nicht 
geſtattet iſt. In einer großen Zahl von Städten war es dis in die 
neueſte Zeit überhaupt verboten, 1 es in beſtimmten Theilen der 
Feldmark, ſei es in der ganzen Feldmark außerhalb der Manern zu 


bauen. Ueberall dort, wo ein ſolches Recht ohne Zuſtimmung der 


Gemeinden nicht beſtand, kann für den Verzicht zu bauen eine Ent⸗ 
ſchädigung nicht gewährt werden. Ebenſowenig kann aus der bloßen 
Aufſtellung eines Bauplanes, durch welche der Eigenthümer in feinem 


Recht der 1 dir Wa ſeines Grundſtückes weſentlich beſchränkt wird, 
naturgemäß die Pflicht zur Entſchädigung gefolgert werden. Schwie⸗ 
riger dagegen erſcheint die Frage, ob nicht in den Fällen, wo durch 
Aufſtellung eines Bauplanes beſtimmte Grundſtücke einen außeror⸗ 
bentlih erhöhten Werth erlangen, wo z. B. ein Garten oder ein 
Stück Ackerland zu einem Bauplatz an der Straßenfront einer Haupt⸗ 
ſtraße wird und dadurch vielleicht zehn⸗ oder zwanzigfſach im Prelſe 
fteigt, die Beſitzer ſolcher Grundſtücke von der Gemeinde zum Aus⸗ 
gleich der Geſammtkoſten beſonders herangezogen werden können. Es 
iſt dies weſentlich eine Beſteuerungsfrage, die auch in dem Entwurfe 
eine Mare Löſung nicht gefunden bat. Generell würde ich dieſe Frage 
nicht bejahend entſcheiden können, in beſtimmten Fällen muß ich es 
aber für ſehr zweckmäßig halten, einen ſolchen Verſuch zu wagen und 
ich empfehle dieſen Punkt der Aufmerkſamkeit der Kommilfion. Im 
Ganzen halte ich eine möglichſt große Freiheit in dem Verfügungs⸗ 
recht und in der Beſchlußfaſſung der einzelnen Gemeinden für das 
erſtrebenswerthefle Ziel in dieſer ganzen Materie. Auf keine andere 
Weiſe wird ſich die große Verſchiedenheit, die auf Grund des Her⸗ 
kommens, der Geſchichte und der Proxis in den einzelnen Gemeinden 
beſteht, in befriedigender Weiſe ausgleichen laſſen. 

Handele miniſter Dr. Achenbach: Mit dem Antrag, die Vor⸗ 
lage einer Kommiſſion zu überweiſen, kann ich mich nur vollkommen 
einverſtanden erklären. Es iſt ja unzweifelhaft, daß dieſe Frage zu 
den allerſchwierigſten gehört. Es darf daher die Regierung bel der 
Beurtheilung einer ſolchen Vorlage eine gewiſſe Nachſicht in Anſpruch 
netzmen; hat ja doch auch das Haus bei früherer Gelegenheit trotz 
der Belheiligung feiner hervorragendſten Kräfte zu einer befriedigen⸗ 
den Löſung und zu einem ſchließlichen Reſultat in dieſer Materie nicht 
gelangen können. Ich kann mich daher nue höchſt e 
wenn die Vorlage im Weſentlichen und Allgemeinen den Beifall des 
Vorredners gefunden hat. Ein ſolches Urtheil iſt der Regierung in 
bohem Grade willkommen, da ſie kaum erwarten durfte bei der Ge⸗ 
neraldiskuſſion eine ſolche Anerkennung zu finden. Was der erſte Red⸗ 
ner in dem Entwurf beſondere vermißte, iſt that ächlich in ihm ent⸗ 
halten und höchſtens einer näheren Präziſirung bedürftig. Die Frei⸗ 
legung enger Gaſſen und die Gewinnung von Raum zu freien Piätzen 
wird auf Grund des Expropriationsgeſetzes möglich fein und ebenſo 
iſt die vermißte Feſtſtellung der Zeit, nach welcher ſich die Entſchädi⸗ 
gung bemißt, in dem Expropriationsgeſetz angegeben; die Vorlage 
aber enthält ausdrücklich die Beſtimmung, daß in den fraglichen Fäl⸗ 
len nach Maßgabe dieſes Expropriationsgeſetzes verfahren werden foll. 
Eine Abänderung der Beſtimmungen dieſes Geſetzes in dieſer Vorlage 
zu geben, liegt gar kein Bedürfniß vor. Ich hoffe, daß die Kommiſ⸗ 
ſion im Allgemeinen den Standpunkt der Vorlage theilen wird, wenn 
auch einzelne Faſſungs änderungen nothwendig erſcheinen mögen. Daß 
es ſich hier nur um eine wenig verbeſſerte Auflage früherer Vorlagen 
handle, kann ich nicht zugeben. Es find dieſe früheren Vorlagen voll⸗ 
ſtändig umgearbeitet worden. Der Vorredner hat den entſchiedenen 
Vorwurf einer Beſchränkung der Selbſtverwaltung gegen den Ent⸗ 
wurf erhoben. Es ift mir dies nicht recht verſtändlich geweſen. Der 
Entwurf enthält gerade einen weſentlichen und ſehr intenfiven Fort⸗ 
ſchritt auf dem Wege der Selbſtverwaltung. In den früheren Vorla⸗ 
gen war z. B. beitimmt, daß die Aufſtellung der Bebauungspläne auf 
Anregung der Polizeibehörde erfolgen ſolle, dieſe Initiative iſt jetzt in 
die Hände der Gemeinde gelegt. Früber entſchieden überall in letzter 
Inſtanz die Bezirksregierungen, gegenwärtig der Kreisausſchuß. Auch 
darin liegt doch offenbar ein weſentlicher Fortſchritt, daß die Orts⸗ 
polizeibebörden gemeinſchaftlich mit den Gemeindebebörden verhandeln 
ſollen. Es iſt in der That nicht recht verſtändlich, wie der Vorredner 
einzelne Ausnahmefälle zu einem durchgreifenden Einwand gegen die 
Vorlage überhaupt aufbauſchen konnte, indem er die wenigen einzel⸗ 
nen Städte, in denen eine königliche Polizeidirektion überhaupt nur 
beſteht, ſeinen Ausführungen zu Grunde legte In allen übrigen 
Städten wird ja immer die Gemeindebehörde allein die Entſcheidung 
haben. Die Vorlage will keineswegs vorzugsweiſe polizeiliche Ge⸗ 
ſichtspunkte gelten laſſen, ſondern ſteht voll und ganz auf dem Boden 
der Selbſtver waltung. ; 

. Abg. Dr. Baehr (Caſſel): Der Geſetzentwurf berückſichtigt den 
öffentlichen Intereſſen gegenuber die Privatintereffen des Eigenthümers 
nicht in der gebührenden Weiſe. Auf die Gefahr hin, für einen leiden⸗ 
ſchaftlichen Romaniſten zu gelten, bezeichne ich den für altdeutſch aus⸗ 
gegebenen Satz, daß das Baurecht nicht ein Recht des Eigenthümers 
ſei, als einen falſchen. Wenn man ſich Beſtimmungen gegenüber befin⸗ 
det, die in unſere Rechtsanſchauungen nicht recht hineinpaſſen, fo pflegt 
man dieſelben für altdeutſchrechtliche auszugeben. Weit entfernt bin 
ich aber davon, dem Rechte des Eigenthümers gegenüber nicht auch 
die öffer tlichen Intereſſen anfegen zu wollen. Verſchiedene Beſlim⸗ 
mungen des Geſetzes ſtehen jedoch mit der Gerechtigkeit gegen den Ei⸗ 
gentbünter durchaus nicht im Einklange. Die Orkspolizeibebön de fol 
die Baufluchtslinie beſtimmen und wenn die Straße durch dieſelbe an 
Luft und Licht gewinnt, fo geſchieht dies doch auf Koſten des Eigen ⸗ 
ſhümers. Mer iſt ein Fall bekannt, daß eine Baufluchtlinie von 20 
Fuß Breite Kian werden le fo viel kann alſo der Eigenthümer 
von feinem Grundſtück ohne alle Entſckädigung verlieren. In Anbes 
tracht deſſen müſſen wir doch erwägen, ob nicht das Recht, die Bau⸗ 
fluchtlinie zu beſlimmen, auf ein gewiſſes Maß reduzirt und bei Ueber⸗ 
ſchreitunz deſſelben der Eigenthümer entſchädigt werden muß. Bei⸗ 
läufig erwähne ich, daß die Regierung in Kaſſel jüngft eine Bauord⸗ 
nung für die Stadt Kaſſel und Umgebungen 2 — bat, welche an 
willkürlichen Vorſchriften Alles übertrifft, worüber man in Heſſen 
ſchon bisher Klage geführt hat. Auch durch Aufſtellung eines Beban⸗ 
ungsplanes wird der Eigenthümer in ungerechter Weiſe beſchränkt. 
Solche Pläne bleiben oft 10 Jahre und länger beſteben und ſchließlich 
werden fie vielleicht doch aufgegeben. Das Obertribunal bat jimgfi 
auf gemeinrechtlichem Gebiete erkannt, daß eine ſolche Beſchränkung 
den Eigenthümer zur Eatſchä digung berechlize. Ich bemerke dabei, 


daß ich bei dieſer Entſcheidung nicht mitgewirkt habe. Herr Abg. 
Miguel meint, daß bei neuen Anlagen der Eigenlhümer einen Zus 
wachs an feinem Vermögen erhalte und ſich deshalb ein gew ſſes Be⸗ 
ſteuerungsrecht gegen denſelben rechtfertige, welches er im Allgemeinen 
uicht vertheidigen würde. Ich verwerfe es aber auch im Beſonderen, 
da wie ſonſt in die adenteuerlichſten Berhäitniffe gerathen würden. 
Wir kämen dahin, denjenigen, der durch neue Anlagen an ſeinem Ver⸗ 
mögen geſchädigt würde, zu eutſchä igen. Das Maß der Beſchränkang 
des Grundeigenthümers, welches $ 12 des Entwurfes benimmt, muß 
genaue: begrenzt werden. Wenn z. Y an einer Seitenwand des Ger 
bäudes des Eigenthümers eine neue Straße angelegt wird, ſo kommt 
er in die Lage, ohne jede Benutzung der neuen Straße zu den Koſten 
derſelden beizutragen. Ich habe den Ee n Wunſch, daß die Kom ⸗ 
milgon die von mir geltend gemachten Geſichtspunkle berückſichtige. 
Abg. Graf v. Wintzingerode: Der Gegenſatz des Abg. 
Bähr zu dem Abg. Miquel hat nur eine rein theoretiſche Bedeutung. 
Nicht bas Privatrecht des Einzelnen, ſondern das Intereſſe der Ger 
meinde iſt das Prävalfrende. Herr Abg. Bähr geht bei den von ihm 
angefühıten Spenalfällen von unrichtigen Vorausſetzungen aus, denn 
es fol ja ſteis fur Abtretung von Eigenthum Entſchädigung geleiſtet 
werden. Ich bin mii dem materiellen Inhalte der Vorlage im Weſent⸗ 
lichen einverſtanden; ſie hält ſich in der richtigen Grenze zwiſchen geſetz⸗ 
licher Feſtſtelnng und regulaliven Maßnahmen. Beſtimmungen bau⸗ 
polizeilicher Natur in das Geſetz aufzunehmen, halte ich für gar nicht 
oder kaum durchfützrbar. Eine Beſtimmung, die man für eine bau⸗ 
polizeiliche halten kann, vermiſſe ich allerdings; nämlich die, daß für 
den Fall von Neubauten die Genehmigung bei der Polheibehörde ein⸗ 
geholt werden müſſe. Zwar könnte es ſcheinen, als ob dieſe Beſtim⸗ 
mung über flüſſig jet, weil fie ja im Alluemeinen Landrecht enthalten 
it. Ich ſetze aber voraus, daß im Augenblick des Erſcheinens eines 
allgemeinen Zidilgeſetzbuches für das deulſche Reich das preußiſche 
Allgemeine Landrecht antiquirt ſein wird. Was den organiſatoriſchen 
Theil des Geſetzes betrifft, (o thelle ich die Anſicht des Abg. Miquel, 
daß die Materie vom Standpunkte einer Kommunalangelegen⸗ 
deit geordnet werden müſſe; nur ſcheint mir doch auch die poli⸗ 
zeilihe Seite mitzuſprechen. Ich halte die Materie für eine 
emiſchte, kommunal polizeiliche Angelegenheit. Ich wünſchte die 
Mitwirkung der Orte polizeibehörde namentlich bei Feſtſtellung 
der Fluchtlinie und der Bebauungspläne. Herr Abgeordneter Miquel 
kämpft dagegen, wie wenn die Kreisordnung noch nicht erlaſſen 
wäre. Wenn größere Städte in dem Kreiſe liegen, fo find biefeiben 
in den Kreisausſchuſſe doch auch vertreten und können ihre Intereſſen 
Dort geltend machen. Dennoch aber glaube ich, dan das Geſetz in Hin⸗ 
ſicht der Selbſtverwal ung keinen Foriſchritt, ſondern einen Rückſchritt 
enthält. Die Provinzial⸗Ocdnung führt in das Selbſtverwaltungs⸗ 
fyiem ein neues Organ ein, den Beürksausſchuß, welcher ziemlich ge⸗ 
nau an derjenigen Stelle arbeiten ſoll, wie die Verwaltungsgerichte, 
nur mit dem Unterſchiede, daß der Bezirksausſchuß nur im nichtkon⸗ 
tradikoriſchen B.ıfıhren entſcheiden ſoll. Nach 8 3 der Vorlage ſoll 
die Abänderung berehender und die Feſtſetzung neuer Baufluchtlinien 
den angrenzenden und den gegenüber liegenden Eigenthümern an den 
betr. Straßen ſchriftlich mit dem Bemerken mitgetheilt werden, daß 
Eiwendungen gegen dieſelbe innerhalb einer b.ft mint zu bezeichnenden 
Präkluſiviſchen Fliſt bei der Ortspolizeibehörde anzubringen find, und 
Aber die erhobenen Einwendungen des K eeisausſchuſſ s entſcheid u. Es 
ſcheint mir, als ob man lediglich aus Rückſicht auf den Kreisausſchuß 
von einem kontradiktoriſchen Verfahren, welches ich für nothwendig 
Halte, hier abgefehen hat. Ich beantrage ſchlietzlich, das Geſetz ur Vor: 
berathung an dieſelbe Kommiſſion zu Überweiſen, welche die Wegeord⸗ 
nung zu prüfen haben wird. ER 5 BEER 
Ab. Dr Loewe: Ich vermiſſe in dieſem Geſetze die Berlücckſichti⸗ 
gung der ſanitäts polizeilichen Vorſchriften; es bleiben allerdings die 
alten Beſtimmungen in dieſer Hinſicht beſtehen, aber dieſe genügen in 
keiner Weiſe den von der Wiſſenſchaft geſtellten Anforderungen; die 
Vorſchriften über die Höhe der Räume, über die Größe des Hofrau⸗ 
mes u, f. w. gebören doch mebr zur Feue polizei und zur Löſchordn ung, 
als zur Gefundbeitspolici. Wenn wir nun einmal ein Geſetz über 
dieſe Dinge machen, ſo iſt es doch wohl u erwägen, ob wir die ver⸗ 
alteten Beſtimmungen einfach in dieſes Geſetz übernehmen oder fie ve: 
vidiren. Ich weiß nicht, ob ſich dieſer Wunſch erfüllen läßt, ich glaube 
es aber und wollie nur die Aufmerkſamkeit auf dieſe Lücke richten. Ich 
Beantrage den Entwurf nicht an die für die Wegeordnung zu wäh⸗ 
lende, ſondern an eine beſondere Kommiſſion von 14 Mitgliedern zu 
verweiſen. 5 . 
Abg. Lisker: Ich kann mich dieſem letzten Antrage nur anſchlie⸗ 
Ben: denn die Wegeordnung ſcheint mir ein fo weitläufiges Werk zu 
ſein, daß es fraglich iſt, ob wir damit in dieſer Seſſion zum Abſchluß 
kommen, während wir doch alle wünſchen, daß dieſes Geſetz zu Stande 
kommt. Die Frage der Organiſation, die vom Grofen Wintzingerode 
angeregt iſt, kann bei Gelegenbeit dieſes Geſetzes nicht entſchieden wer⸗ 
den. Wir müſſen fie offen laſſen, bis wir die Hauptgrundſätze der 
Provinzialordnung feſtgeſtellt haben; es iſt dies eine große Schwierig⸗ 
Port für die Aasarbeitung von Geſetzen, daß überall Punkte hervor⸗ 
treten, über dis nur byporheliſch geſprochen werden kann. Die An: 
fichten gehen weit auseinander; ich hoffe aber, dan die Abaa. Wetquel 
und Bähr, wenn ſie ſich in einer Kommiſſion gehörig ausgeſprochen 
Haben, eine praktiſche Löſung in der Diagonale ſuchen werden. Die 
Befürchtungen des Abg. Miquel find doch nicht fo erheblich, wie er fie 
darg ſtellt hat. Wenn die Polizei gemeinſchaftlich mit der betreffenden 
Behörde einen Bebauungsplan nicht zu Stande bringen kann, fo kann 
es allerdings kommen, daß der Stadt ein Foit'pieliger Bebaunngsplan 
aufgedrängt würde, dadurch, daß der Kreisausſchaß die letzte Entſchei⸗ 
dung hat. Das iſt allerdings kein richtiger Zuſtand, und wenn wir 
die Selbftverwaltungsbebörden nicht in Mipfrerit bringen wollen, 
müſſen wir fie nur innerhalb der wirklichen Selbstverwaltung ver⸗ 
wenden. Janerhalb des Kreisausſchuſſes tönnte es kommen, daß der 
Laub rath in Verbindung mit den ländlichen Vertretern einer Stadt 
einen Bebagungeplan okt oyirt, wei: der Bürgermeiſter ſich mit dem 
Magiſtrat und den Stad verordneten nicht einigen konnte. Ich bin 
er Letzte, der hierbei cin konkurrirendes Recht der Polizei ausſchlie 
zen wollte; aber es bandelt ſich doch zuletzt für die Gemeinde um ihre 
Straßen und ihre Luft und ihr Geld. Bei ren Beſſimmungen wegen 
der Feuers⸗ und G.ſundbeitsgefahr hat allerdings die Polizei ein kon 
furrirendes Intereſſe. Ich würde nun nicts dagegen einzuwenden 
Haken, daß der Kreicausſchuß, um den Widerſpruch zwiſchen Gemeinde 
und Polizei zu befeitigen, über denſelben verhandelt, aber nicht die 
Entſteidung fällt. Kommt kein Bebauungsplan zu Stande, fo wird 
gochmals verhandelt bis der Widerſtand überwunden ift. Wenn die 
Beſummung des Entwurfs ſtehen bleibt, fo iſt das eine erh b i be Ber 
schränkung der Kommunen und ich erwarte einen Aufſchrei der größe⸗ 
ren Städte dagegen, daß fi: von einer Behörde, die die Spezialver⸗ 
Vältuſſſe nicht genau kennt, gezwungen werden ſollen, Ausgaben zu 
machen. Ich hoffe aber, daß eine Modifikation di ſer Beſtimmung 
deinen zu großen Widerſtand bei der Reuerung finden wird, daß 
ferner die heutigen Differenzen zu einem gütlicken Autzaleich kommen 
werden, und daß die Kommiſſion in ganz kurzer Zeit mit dieſem wich⸗ 
tigen Geſetze ferlig werden wird. . 
Die Berl 1 5 darauf an eine beſondere Kommiſſion von 14 
Mitaliedern verwieſen. e A 
Letzter Gezenſtand der Tagesordnung iſt die erſte und zweite Be⸗ 
rathung des Gefetzentwurfs, betreffend den ſtandes herrlichen 
Rechtszuſtſand des Herzogs v. Arenberg wesen des 
Heriogthums Meppen. f 5 l 
Abg. Windthor ſt (Meppen): Dieſe Vorlage wird bier zum 
erften Mal verbandelt, trotzdem fie dem Haufe ſchon mehrmals vor⸗ 
lan; denn die paar Worte, die darliber ia der vorigen Seſſion ae 
ſprochen wurden, waren kaum eine Verhandlung zu nennen. Sie 
enthält eine ſchwere Verletzung der Intereſſen meiner Mähler, die in 
mehreren Petitionen hier dargeſtellt worden iſt; die betenten wün⸗ 
ichen keine Veränderurg der Berbältnifie, ſie haben ſich noch ibren 
gefunden konſervaliven Sinn bewahrt. (Heiterkeit) Ich habe nicht 
erwartet, daß dieſe konſervative Geſinnung hier eine Anerkennung 
finden fol, aber daß fie ein Gegenſtand der Heiterkeit iſt, babe ich 
nicht gedacht. Es liegt aber in dem Geſetze auch eine Rechtsverletzung, 
denn aus den Borverhandlungen geht deutlich hervor, daß der Herzog 


von Arenberg vollkommen bereit geweſen iſt, im Wege der Verſländi⸗ 
gung die Berkältniffe zu ordnen und daß er in feinen Konzeſſionen fo 
welt gegangen iſt, wie man es billig fordern konnte; er hat nichts 
verlangt, was nicht anderen Standesherren bewilligt worden wäre. 
Ich fann deshalb nicht begreifen, wie ſich die Regierung damit zu 
rechtfertigen ſucht, daß man mit dem Herzog nicht zu Stande kom⸗ 
men könne; das iſt eine reine Uawayrheit und Aktenwidrigkeit. 
Man bat nur deshalb nicht zu Stande kommen können, weil man 
dem Herzog das nicht hewilligen wollte, was man den Stolbergs, 
den Solms und den Fürſten Neuwied bereitwilligſt geftattet hat. 
Woher es kommt, daß man ihn fo unfreundlich behandelt, kann 
ich mir nicht erklären; ich konſtatire aber, daß die Regierung Ge⸗ 
legenheit gehabt hätte, von dem betretenen, ganz Au 
ten Wege abzukommen. Es wird bekannt ſein, daß man dem 
Reichstage ausführliche Vorlagen über die Gerichtsorganiſation 
u. ſ. w. gemacht hat, und dort kommen auch die Verhältniſſe der Stan 
desherrn im Allgemeinen zur Sprache und namentlich wird die Frage 
zur Entſcheidung gebracht, wie es mit der ſtandesherrlichen Gerichts- 
barkeit gehalten werden fol. Es wäre alſo ſehr natürlich geweſen, die 
Verhältniſſe des Herzogs fo lange beſteben zu laſſen, bis ſich klar ge- 
ſtellt hätte, wie denn der Reichskag über dieſe Angelegenheiten befinden 
wird. Dadurch wäre erreicht, daß man den Herzog von Arenberg 
ebenſo behandelt hätte wie die an reren Standesherrn, die ihre Ge: 
richtsbarkeit und Verwaltung bis zum Zuſtandekommen dieſer Reichs: 
Nai urg behalten. (Ruf: Das gebört nicht zur Kompetenz des 
eichstages!) Die Frage ob und wie weit die Rechte der Standes⸗ 
herren noch beſtehen, iſt eine Frage, die generell im Reichstage geord- 
net werden konnte. Man hat eben bei der beſonderen unfreundlichen 
Richtung gegen den Herzog von Arenberg eine ungewöhnliche Eile. 
Die Vorlage beweiſt Ihnen, daß auch die Regierung nicht beſtreiten 
kann, daß der Herzog zu den Reichs unmittelbaren gehört, und es 
würde auch wohl ſchwierig fein, ihm dieſe ſtandesberrlichen Rechte, 
die in der Geſchichte und in Verträgen wurzeln, irgendwie zu beftret: 
ten. Die Regierung glaubt nur, daß dieſe Rechte jetzt nach der Auf⸗ 
löſung des deutſchen Bundes aufgebbet haben. Es iſt mir unerklär⸗ 
lich, wie man zu einec ſolchen Auffaffung lommen kann. Die Rechte 
der Standesherren wurzeln prinzipalrter gar nicht in dem Bundesver- 
trag Deutſchlande, ſondern in der Wiener Kongreßakte. Daß dieſe 
durch die Ereigniſſe der Jahre 1866 und den Prager Frieden beſeitigt 
iſt, bat bis jetzt meines Wiſſens ein Jurift noch nicht behauptet. Im 
Gegentheil, der vielleicht jetzt bedeutendſte preußiſche Staatsrechtslehrer 
Kronſyndilus Schulze in Breslau ſagt, daß den Standesherren nach 
wie vor alle ihnen bundes rechtlich garantirten Rechte noch zuſtehen. 
Ganz ebenſo lehrt Profeſſor Heffter, Staatsrath Zacharige und Hof 
rath Zöpfl. Nun wird mir erwidert werden, die Sache ift we⸗ 
ſentlich vereinfacht durch den Ausſpruch, den der Bundesrath auf 
eine Beſchwerde des Herzogs gethan hat. Dieſer Beſchlaß liegt nicht 
vor; es liegt nur der Bericht eines Bundesrathsausſchuſſes vor; und 
das ift ein Unterſchied. Wenn aber der Beſchluß auch lautet, wie ihn 
der Ausſchuß vorgeſchlagen hat, fo iſt damit noch nicht entſchieden, 
daß der Antrag des Herzons, eine Prohibitorialverfügurg zu erlaſſen, 
nicht begründet ſei. Die Ausführung iſt nichts anderes als eine juri⸗ 
ſtiſche Erörterung, welche eine autoritative Bedeutung in keiner iſe 
bat. Denn ob der Unterſtaateſekcetär Friedberg im Bundesrathsaus⸗ 
ſchuſſe Erörterungen macht oder abſchreibt, die hier in den Vorlagen 
bereits fanden, wird gewiß die Bedeutung derſelben nicht vermehren, 
und wirklich enthält dieſer Bericht gar nichts Anderes, a s ie Aus: 
führungen, welche die Regierung itzt gemacht hat, welche fie aber 
früher in Beziehung auf die Standegherren abſolut verworfen bat. 
Dabei bleibt es auffällig, daß die preußiſche Regierung bei einer gegen 
fie gerichteten Beſchwerde mit dem ganzen Gewicht ihrer 17 Stimmen 
eingeireten iſt. Das heißt Partei und Richter in einer Perſon fein, 
und man weiß ja, was es bedeutet, wenn die Präſidialmacht für einen 
derartigen Beſchluß eintritt. Die Gründe des Berichtes find weſent⸗ 
lich die, daß das Deutfhe Reich die Erbſchaft des Bundes nicht über: 
nommen habe; das iſt allerdings wahr; leider iſt aber auch wahr, 
daß das deulſche Reich nicht jo viel Rechtsſchutz bietet, wie der 
deutſche Bund. (Heiterkeit) Zur Zeit des deuſſchen Bundes wäre es 
keinem preußiſchen Miniſter eingefallen, mit ſolchen Rechtsdeduktionen 
zu erſcheinen, wie dies heute geſchehen iſt. (Abg Braun: Der deutſche 
Bund hat ja auch die hannoverſche Verfaſſung nicht geſchützt!) 
Auf dieſen Zuruf muß ich bemerken, daß dieſer Beſchluß da⸗ 
mals unter den Auſpizien des Reichskanzlers Fürſten Bismarck 
zu Stande gekommen iſt. (Abg. Braun: Der Beſchluß iſt aus 
den dreißiger Jahren; das iſt eine abſichtliche Ver wechſelung! Die 
Garantien der ſtandesherrlichen Rechte, die im Bunde lagen, find 
allerdings fortgefallen, aber wer hat je gehört, daß ein Recht weglällt, 
wenn die Garantien weyfallen? Wenn das wäre, möchte ich wiſſen, 
warum, noch bis auf den heuli ten Tag eine fo grotze Anzahl von 
Rechten aus dem Weſtſäliſchen Frieden und dem Reichsdeputations 
Hauptſchuß noch anerkannt und von den Gerichten geſchützt werden. 
Jedenfalls wird aber das noch gelten, was der König von Preußen 
in einem RNeſkript, datirt Babelsberg, den 13 Juni 1868, dem Fürſten 
von Fürſtenberg auf eine Eingabe erwidert ban: daß die Rechte der 
Mediatiſirten, vormals reichsunmittelbaren Reichsſtände, ſoweit die⸗ 
ſelben in die Landes eſetzgebung übergegangen oder in beſtimmten 
Rezeſſen formulirt ſind, weder durch die Aufbebung des deutſchen 
Bundes, noch durch bie Bildung des Norddeutſchen Bundes eine Aen⸗ 
derung erlitten haben, und ich glaube der köntaliche Herr hat nicht 
entſernt daran gedacht, daß der Herzog von Arenberg in Hannover 
ſchlechter behandelt werden ſoll'e, als in Preußen. Die Theorie, wo⸗ 
nach die Landes geſetzgebung alles kann, erkenne ich nicht an; fie kann 
vor allem nicht das Recht urchbrechen und wohlerworbene Rechte ein 
fach beſeitigen. Daß ein Notbſtand vorliegt, der eine ſolche Durch⸗ 
brechung des Rechtes erforderlich machte, iſt nicht bewieſen; aber alles, 
was außerhald des Zirkels der Herren in der Wilbelmsſtraße liegt, 
ift ihnen unbequem. Ich habe geglaubt, daß man Geſetze geben muß, 
welche das Volt, auf welches fie angewendet werden ſollen, befriedigen, 
nicht aber Geſetze, welche nad beſtimmten vorgefaßten Theorien, nach 
einer Schablone gemacht ſind und den Wünſchen des Voltes wider⸗ 
ſprechen; das iſt nicht deutſch, ftreitet gegen daz Recht, und diejenigen, 
für welche es beſliumt iſt, bedanken ſich und ich Namens ihrer 
Juſtizminiſter Dr. Leonhardt: Der Vorredner beklagte ſich 
zunächſt darüber, daß die Regelung der Axenbersſcden Verbältniſſe 
Kufgeſchoden ſei bis zum E laß des Reich nc ene über die Gerichts⸗ 
verſaſſung. Das Haus der Abgeordneten hat vor mehreren Jabren 
zweimal noch einander dis ſehr dringende Verlangen an die Regie ⸗ 
rung geſtellt, die Verfeſſungszuſtände im Herzogthum Arenberg zu 
korrigiren. Die Regierung iſt darauf eingegangen und hat den Ver⸗ 
trag mit dem Herzog gekündigt Die Kündigungs friſt it ſeit mehreren 
Jabren abgclaufen und die Berbältniffe werden in ihrer gegenwärtigen 
Verfaſſung lediglich durch eine könig iche Verordnung in ihrem Be⸗ 
ſtande erhalten. Dieſe königliche Verordnung kann cbenſo im Wege 
der Verordnung wieder beſelltzt weren. Gedicht dies, fo tritt ein 
Chaos ein. Es iſt alſo durchaus erforderlich, die Sache bald thun. 
lichſt zu regeln, wenn nicht dieſe ohne jeden rechtlichen Halt befiehensen 
Berbältniſſe ſich immer mehr verſchlimmern follen. Der Abgeordnete 
für Merpen ſteht tiefen Verkältniſſen jetzt ſehr fern, ich ſtehe ihnen 
aber ganz nake, ich knn fie überſehen. Die Regierung hat ſich alſo 
dazu enlſchließen müſſen, diefen Gefetzentwurf wiederholt vorzulegen, 
nachdem er b sher zur Erledigung nicht hat kommen lönnen. Der 
Vorredner beklagt ſich ſehr darüber, daß den übrigen Standesherren 
71 größeres Recht gewährt jet als dem Herzog von Arenberg. 
is iſt richtig. Der Vorredner täuſcht ſich aber ſebr, wenn er die 
Verſchiedenheit von einer freundlichen oder unfreundlichen Geſinnung 
gegen die verſchiedenen Standes herren ableitet indem er meinte, daß 
die Regierung dem Herzog von Arenberg unfreundſich geſinnt (ei. 
Davon iſt gar keine Rede. (Abg. Windthorſt Me pen: Doch) Es 
li at gar kein Grund dafür vor; man kann fo eiwas behaupten in die 
Luft hinein, das ıft aber alles. B'weiſen Sie dos einmal. (Heiterkeit) 
Wer mit den Rechts verbältaiſſen einigermaßen betraut it, für den liegen 
die Gründe jıauf der Hand. Die Verböltniſſe der »tandesberren können 
ja zur Zeit nicht meer durch kön gliche Verordnung, ſondern allein 
durch G ſetz geregelt werden. Die Regierung ift deshalb garnicht in der 
Lage, dem Glauben ſich hinzugeben, daß das Abgeordnetenhaus dem 


Herzog von Arenberg diejenigen Rechte einräumen wird, die den 


ſonfligen Standes herren durch königliche Verordnung ein t find. 
Das Haus hat ſich wiederholt über dieſen Gegenſtanb — * Aller | 


beſtimmteſte ausgeſprochen und erklärt, daß den Standesherren Prä⸗ 
ſentationsrechte nicht gemacht werden follen. Wozu ſoll es alfo führen, 
den Verſuch zu machen, beim Landtage dieſe Rechte für den Herz 
von Arenberg durchzuſetzen? Das ift der all temeine Geſichtspunkt. CH 
lommt nun aber auch der partikulare in Betracht und da bemerke ich, 
daß der Herzog von Arenberg ſeine Rechte durch Mißbrauch verwirkt 
bat. (Hört, börk! — Abg. Windtborſt: Obel) Dem Herzog von Aren⸗ 
berg für feine Perſon mache ich keinen Vorwurf, aber die Vorwü ſe 
treffen feine Beamten und diejenigen, die den Beamten etwa Rath ge 
. haben möchten. (Hört, hört!) Die Zuftände im Herzogebum 
renberg find vom Jabre 1852 an ſtets unerträglich geweſen, dies ist 
Ihnen früher auseinandergeſetzt worden von einem Mitgliede des 
hoben Hauſes, welches jetzt nicht mehr die Ehre bat, dies zu fein. 
Dies war die Eine von den drei Berfonen, welchen es beſchieden war, 
den Kelch, welchen der Herzog von Acenberg der k. hannoverſchen Ne⸗ 
gierung vorgeſetzt halle, bis zur Hefe zu lee en; die zweite oiefer Per⸗ 
ſonen war der Abg für Meppen und die dritte Perſon bin ich. Sie 
glauben nicht, welche Schwierigkeiten der Herzog von Arenberg der 
Juſtiz Verwaltung zu allen i gemacht hat, wie er die Wünſche 
der Regierung in keiner Weiſe berückſichtig. Schwierigkeiten nach 
allen Seiten aufgeſpeichert und in der Beſetzung der Stellen in 
einer W.ife verfahren hat, die mit einer guten Rechtspflege ganz 
unverträglich iſt. (Hört, hört!) Das karn ich bebaupten und 
ich wundere mich, daß der Herr Abgeordnete für Meppen, der 
darunter ſelbſt ſehr reichlich gelitten bat, jetzt von Theorte und 
Schablone gegenüber dem prakliſchen Bedürfnik ſprechen ann. Der 
Herzog von Arenberg — und das ift das Schlimme bei der ganzen 
Sache — ſteht den Verhältniſſen von Meppen vollſtändig fern, er ift 
ein großer Herr, der in andern Ländern reſidirt, der aber feit feinem 
Regierungsantritt böchſtens einmal das Herzogtbum geſeben hat 
(Höct! Hört) So viel ich weiß, hat er dort keine Schlöſſer und daß 
er den Aufen halt im Herzogthum Arenberg nicht liebt, das kann feder 
begreifen, welcher nur einmal durch die Sandwüſte gereiſt it 
(Heiterkeit) Und nun iſt es ſchlimm, daß feine Beamten fo wenig den 
Berhänniſſen Rechnung getragen haben. Dartn liegt der große Hebel, 
ſtand und es muß endlich im Herzogthum Arenberg⸗Meppen ein Zu⸗ 
ſtand der Rechtspflege und Verwaltung herbeigeführt werden, der den 
großen Verhältniſſen der Monarchie entſpricht. (Beifall.) Ich bebe 
noch hervor, cg der Abg. Windthorſt, als ex zum zweiten Male als 
hannoverſcher Juſtizminiſter ausgeſchieden iſt, von dem Herzog mit 
einer Fluth von Beſchwerden beim Bundesrath Übergoſſen wurde; der 
Herſog hatte Anſprüche erhoben die alles Maß überſchritten, und ich 
begreife nicht, daß der Herr Abgeordnete Windthorſt jetzt mir gegen“ 
über in ſolcher Weiſe die Sache vertbeidigen und von Theorie und 
Schablone ſprechen kann. Daß die Rechte der Standes herren durch 
die Auflöfung des deutſchen Bundes aufgebört hätten, iſt gar nicht be 
bauptet worden; dieſe Rechte find dadurch ebenſowenig befeitint, wie 
durch die Konſtituirung des Reichez. Das Reich aber behauptet, daß 
die Rechte der Landesgeſetzgebung nicht entzogen werden können; die 
Landes geſetzgebung kann dieſe Rechte regeln. Der Landesgefetzgebung 
iſt alſo eine Schranke gezogen; ob fie und wie fie diefelbe überfleigen 
will, das iſt eine Frage, die im Wege der Landesnefegichumg 
geregelt werden muß. Die Sache liegt nun für den Herzog 
überaus ungünſtig. Man kann fragen, ob denn das Reich oder 
der Bundesrath kompetent war, über die Frage zu entſcheiden. 
Ich laſſe das dahingeſtellt fein. Aber der Herzog von Arenberg bat 
den Bundesrath men Besen und hat ihn für kempetent erllärt, und 
wenn er jetzt feinen Beſcheid hat, fo kann er ſich dabei beruhigen. 
(Heiter keit.) Ich weiß nicht, wie der Herzog dazu gekommen iſt, dieſen 
rect bedenklichen Schritt zu thun. Vielleicht iſt ihm kein ſehr guter 
Rath 2 worden, aber die Thatiache ſteht feſt; er hat den Bun⸗ 
desraih angegangen; der Bundesroth hat ſich ausdrücklich unler Bei⸗ 
fügung von Motiven für kompetent erklärt, und von dieſer Kompeten: 
ausgehend gefolgert, daß der Landesgeſetzgedung keine Schr gezo⸗ 
gen werden könne, die Rechte der Skandes herren zu Toon Sf des 
richtig entſchieden iſt oder nicht, unterſuche ich ncht; ich ſtätze mie 
einfach auf dieſen e Der Abg. Venigg ſagte, er 
wiſſe nicht, ob das ein Beſchluß des Bundesratbs ſel. Das iſt aber 
durchaus nicht zweifelhaft. Im Juſtizausſchuß iſt die Sache vorge⸗ 
prüft und darüber Bericht erſtattet; der Bericht ginn an den Bundes⸗ 
rath und dieſer hat ſich denſelben angeeignet. Prinzipaliter hat er 
allerdin s die Beſchwerde zurückgewieſen, aber er bat feine Anſicht 
außerordentlich eingebend motivirt, daß die Landesgeſetzgebung das 
Richtige thue, wenn fie einſtweilen dieſen Punkt als erledigt annimmt 
auf den Bundesrathsbeſchluß ſich beziehend. (Febhafter Beifall.) Die 
Generaldiskuſſion wird geſchloſſen. N 
In der zweiten Berathung bemerkt zu $ 1, welcher die verſchiede⸗ 
nen hannoverſchen Verordnungen über die ſtandes rechtlichen Verhält⸗ 
niſſe des Herzo glich Arenberg'ſchen Hauſes außer Kraft ſetzt, Abgeord⸗ 
Wind. bort: 8 1 enthält das Prinzip des Geſetzes, und indem ich daf⸗ 
felbe bekämpfe, wird es mir möglich ſein, dem Herrn Min ſter zu auk⸗ 
worten. Ich hatte behauptet, daß der Herzog von Arenberg ſchlech ler 
bebandelt werde, als irgend ein anderer Standesherr in Preußen; der 
Minifter giebt das zu, erk ät aber, es geſchehe das nicht aus Uebel? 
wollen, ſondern liege daran, daß das Abgeordnetenhaus jetzt mitzu⸗ 
ſprechen habe Es it jedenfalls wunderlich, deshalb von dem, was 
man für Recht hält, abzuweſchen, weil man glaubt, daß eine andere 
Kö perſchaft ricſe Rechtsanſchauung nicht theilt. Dieſes Opfer des 
eigenen Rechtsbewußtſeins iſt auch ein Zeichen der Zeit. (Z ſtimmung 
im Centrum) Daun bat der Miniſter behauptet, der Herzog von 
Arenberg babe ſeine Rechte durch Mißbrauch verwirkt. Eine ganz 
neue Theorie! Wenn verlichene Rechte nicht in der richtigen Weiſe 
gebraucht werden, iſt das ein Grand für ihren Berli? Giedt 6 
nicht Mittel, um dem Mißbrauch zu ſteuern? Und waren die Kronen 
von Hannover und Preußen nicht ſtark genug, um dieſe Mutel ane 
wenden? Geſchah dies nicht, fo trifft die Schuld diejenigen, die die Miftel 
hatten, ohne fie zu gebrauchen. Ich befireite übrigens ſolche Mißbräuch⸗ 
von denen der Dlinifter ohne jede Detaillirung geſprochen bat. Justi 
und Verwaltung werden von den herzoglichen Bihörien mi demſel⸗ 
den Erfolge gehandhabt, wie von den königl., das Obergericht in Meppen 
ißt ebendürtig allen andern Obergerickten in Hannover und im ganzen 
übrisen Deutlſchland, und follte der Miniſter dies beſtre ten, fo bin ch 
gewappnet mit einer ganzen Reihe von Urtheilsſprüchen ſeiner 
richte, die mir viel weniger gefallen, als die des Gerichts zu M'p⸗ 
pen. (Heiterkeit) Es iſt allerdings richtig, daß der Krone Hannover 
beiomders feit 1852 manche Schwierigkeiten aus der Frage des O er⸗ 
aufſichts rechts, aus der Einführung von B.amten in die herzoglichen 
Stellen erwachen ſind. Aber der Herzog konnte Kine Beamten an? 
fielen, die die Regierung nicht genehmigt batte. Dae g ſchieht eben!® 
in Preußen, wo die Regierung ebenfalls ſehr oft Präſentaten der 
Kommunen nicht beſtät at, obne daß man darin einen Mißbrauch des 
kommunalen Piäfentationsrechts gefunden bätte. Ich gebe zu, daß der 
herzogliche Regierungsrath mir ſebr di le unnütze und unangenebme 
Schleibereien verurſacht hat, aber darin liegt gar keine Veraulaſſung, 
die Rechte des Herzogs zu beanſtanden Derſelbe hat ſich allerdings 
auch über mich beſchwert, aber es bat mir unter der vortrefflichen 
Uaterſtützung des yeitigen Yuftaminifterd nie an Mitteln gefeb t, dem 
Staate zu feinem Rechte zu verhelfen. Verwandtſchafts rückſſchten mö⸗ 
en bei Anft ungen im Herzog hum mitgewirkt haben, dafür ſpielen 
9 . 
in Preuten Konnegionen mit (Lrbbafter Wise ſpruch line) und nicht 
nur in Breußen, in der ganzen Welt. (Hetierfeit) Konnexionen wech⸗ 
feln mit den Dernifterien, und da letztere in Preußen ein ſehr langes 
Leben haken, fo it das für die, welche ſich keiner Konnerionen zu er“ 
fieuen haben, um fo ſchlimmer Ich bieibe daher dabei: Man gewährt 
dem Herzon von Arenberg weniger als allen anderen Slandesberren, 
weil man ihn weniger liebt.. Warum dies geſchiebt, iſt mir unbekann 
Ich weiß auch nicht, was den Migiſter zu der Behauptung veranlaßt, daß der 
Herzog die Verhältniſſe im Meppen'ſchen nicht kenne. So oft ich mit 
ihm verkehrt habe, fand ich ihn ſehr gut unterrichtet. Der Miniſtel 
bat endlich erklärt, er wolle die Rechtefrage für feine Perſon nich! 
entſcheiden — beachten Sie das wohl! Er bat nicht erklärt, daß el 
die Anſichten theilt, die ich bekämpfe, es iſt das für mich ein gro 


| 


| 
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Ar einen Beſchäftigung fand. (Hört! Hört!) Die Uuer räglichkeit 
Rechtezuſtände lag allerdings anderswo, in der Schwierigkeit der 


zen — er hat nur geſagt, der Bundesrath habe entſchieden. Ich be⸗ 
re, daß dieſe Entſcheidung nicht vorliegt, wie ich gehört habe, hat 


FM fi auf verſchiedenen Seiten abweichend verhalten, weil man an 


. Kompelenz zweifelte. Von entſcheidender Wichtigkeit find aber 
breußiſche in propria causa abgegebene Stimmen gewefen. Der 
„Der Herzog bätte ja nicht an den Bundeßrath zu 
u brauchen.“ Er konnte allerdings nicht erwarten, daß Preußen 
1 Richter in eigner Sache ſpielen würde, fonft hätte er ſich den 
dahin erspart. Einen Vorwurf ihm aber daraus machen, daß er 
in feiner Bedrängniß an die letzte Inſtanz in Deutſchland wandte 
das verſtehe ich nicht! Die Gründe des von mir verleſenen könig 
en Reſkripts bat der Miniſter gar nicht widerlegt. (Ruf: mit 
al) Ich weiß nicht, was dieſe Interjektion bedeuten fol. Ent⸗ 
der meint der Herr, daß ſolche an höchſter Stelle geſprochene Sätze 


czültig find, oder er hält fie hier nicht für anwenobar, und dann 


ue er ſeine Auflicht zu begründen. Nach Alledem meine ich: der 81 
het un! zu, ein wohl erworbenes Recht ohne Eutſchä digung zu de⸗ 
ligen. Ich glaube nicht daß meine Ausführungen die Majorität 
Altımmen werden, das ſoll mich aber nicht hindern, zu erklären, daß 
es Vorgehen ein wenig glückliches Blatt der preußiſchen Geſchichte 


net. 
Juſtizminiſter Dr. Leonhardt: Ich kann nur wiederholen, 
die Regierung entfernt davon iſt, 8 * den Herzog v. Arenberg 
Areundliche Geſinnungen zu begen. Ich babe auch nicht behauptet, 
der Herzog die Berbältniſſe in Meppen nicht kennt, ſondern nur, 
er denſelben fern ſteht. Er beſtadet ſich in einer anderen Lage, 
te die übrigen Standesherren, die in ihren Gebieten reſidiren, wäh⸗ 
Ad er in Brüſſel wohnt. Ich habe auch nicht behauptet, daß das 
ergericht in Meppen die Rechte pflege nicht gut miniſtrirt habe, ſich 
lerſaumniſſe hälte zu Schulden kommen laſſen u. dergl. Wie konnte 
fich Viſäumniſſe zu Schulden kommen laſſen, wo es nichts zu 
an batte? (Grotze Heiterkeit) Es gehört eben zu den größten U:bels 
inden, daß ein Gericht mit zwei Senaten da war, wo ſich nicht 


getzung der Richterftellen, die feit 1866 faſt unmöglich geworden iſt. 
a das Avancement ſeitoem in Hannover ein anderes geworden, ſo 
Mir der Herzog gar nicht mehr in der Lage, die V kanzen zu befegen; 
hatte Nemanden, der Luft hatte, den löniglichcu Dienſt zu verlaſſen, 

in feinen zu treten. Vorher waren alle Beamtenſtellen des Her⸗ 
ums in den Händen einer großen Familie, deren Zweige 


ie 


and überiehen konnte. (Heiterkeit) Es ging fo weit, daß die Ver⸗ 


diſchaft ſich nicht unt auf die Juſtiz- und Berwaltungsſtellen er⸗ 
Peckte, ſondern auch die Subalterndeamlen in ſich ſchloß. (Oeiterkeit.) 

d Amtsrichter, der in dieſe Familie bineingebetrathet batte, über: 
Lichte dem damaligen Juſtizminiſter Herrn Winolhorſt ein Verzeichniß 
e Verwandtſchaft, in die er gerathen war (Große Heiterkeit, das 
allergröste Staunen erregte, man hatte ſich in einer fo kleinen 
ding eine fe durchwachſene Verwandtſchaft gar nicht vorſtellen 
nen. Auch in Bezug auf die Rechtsfrage hat mich der Vorredner 
das zu feinen Gauſten mißverſtanden, ich habe erklärt, ich brauchte 
erſelben nicht näher zu treten, weil ich mußte, daß ich den Redner 


Ic nicht überzeugen würde. Seine Zweifel an der Entſcheidung des 
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| Kflungsmäpigtit leiten zu laſſen hat. 
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Feipfeple Ihnen deßbalb, den $ 2 in der Faſſung 
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| 5 Uebelſtänden find übrigens nicht gering geweſen. 


Andesraths find mir ganz unverſtändlich. Ich bedauere, das Pro⸗ 
ell üger die Sitzung nicht hier zu haben, werde aber nicht verfehlen, 
bei der dritten Leſung zur Kenntnißnahme vorzulegen. 
51 wird hierauf gegen die Stimmen des Centrums angenommen. 
5 2 lautet: Vom 1. April 1875 an wird die dem Herzoge von 
enderg im Herzogthume Arenberg⸗Meppen, einſchließlich der Stadt 
wenburg, bisher zugeſtandene ſtandesherrliche Gerichtsbarkeit und 
rigkeilliche Verwaltung, letztere mit den aus dieſem Ge⸗ 
ede fich ergebenden Vorbehalten ohne Entſchädi⸗ 
ung aufgehoben. — Die Gerichtsbarkeit in dem vorbezeichneten 
andes herrlichen Gebiete wird hinfort durch vom Staate beſtellte 
erſchtöbehö eden, deren Einrichtung und Zuftändig’eit durch die Vor⸗ 
briften oer die in der Provim Hannover beſtehende Gerichts⸗ 
rfaſſang beſtimmt wird, im Namen des Königs ausgeübt. — 
de Anu na im N Gebiet wird, unter Wegfall 
er bis Aichen Acmler, durch unmittelbar tönigliche. nach 
Vorſchriften über die Amtsverfaſſung in der Provinz 
annover einzurichtende Aemter geführt, welche nur nach Maß 
Nübe der Beſtimmungen im $6 Nr. 9 zugleich im Namen 
es Herzogs noch zu fungiren haben. 
Hierzu liegen Amendements vor von: Ar g 
4. Windkborſt: J) die Worte „ohne Entſchädigung“ zu ſtrei⸗ 
; 2) hinter dem erſten Abfag 2 Zuſatz zu machen: „Dem 
genoge ſieht das Recht zu für die Stellen der Obere und Unterbe- 
Aten bei den Amtsgerichten und den Verwaltungsämtern der königl. 
Felde rung ſolche Perſönlichkeiten zur Beſtätigung zu präſentiren, 
che nach den beſtehenden Vorſchriften zur Wahrnehmung der be⸗ 
kchneten Dienſtſtellen geeignet find;” eventuell aber denſelden Zuſatz 
tellen bei den Verwaltungsämtern zu ma⸗ 
) für den Fel der Ablehnung der Anträge unter 2 hinter dem 
Na Abfatz des $ 2 einzuſchalten: „Die für die oben ausgeſprochene 
hebung der ſtandesherrlichen Gerichtebarkeit und der obrigkeitlt⸗ 
den Verwaltung dem Herzoge gebührende Entſchädigung wird nach 
e Verhandlung wit demſelben durch ein beſonderes Geſetz 
geſtellt. 
b) v. Bismarck (Flatow): 1) ebenfalls die Worte „ohne Ent⸗ 
digung“ zu ſtreichen, 2) dem Schluſſe der Paragraphen, binzuzu⸗ 


N Re „die Feſtſetzung einer Eatſchädigung bleibt einem beſondern Ge⸗ 


vorbehalten.“ ; 5 
©) Bening und Laue nſtein: 1) bie Worte: letztere mit den 
tiefem Gesetze ſich ergebenden Vorbehalten“ und ferner die Worte: 
tn elche nur nach Maßgabe der Beſtimmungen in 8 6 Nr. 9 zugleich 
Namen des Herzogs noch zu fungiren haben“ zu ſtreichen. 
üb, Ueber das Amendement zu O Nr. 1 ſoll erſt nach Beſchlußfaſſung 
Ri “= den 8 6, welcher von den erwähnten Vorbehalten handelt, abge 
mt wenden. 
dem Abg. Lauenſtein empfahl fein Amendement sub 2, welches 
em eigenſhümlichen Rechtsverhältniſſe vorbeugen ſolle, daß k. Beamte 
* pflichtet ſeien, Aufträge vom Herzog von Arenberg entgegen de 
nen. Eine derartige Verwen ung amtlicher Organe im Dienſte 
don Pilvaſperſonen wider preche dem modernen Staatsrecht. Zudem 
f die Konſervirung des gegenwärtigen Verbä luiſſes 


ündthorſt beruhe, das unter andern Nachtheilen auch den gehabt 
e, dem Staate ſehr viel Geld zu koſten. 
Bening hält die Aufhebung der Gerichtsbarkeit des Her⸗ 
Arenberg ſchon ihres Umfanges wegen für nützlich, und die 
1 Ba n befugt. 
n d en iſt ja in der udesakte in dieſer Beziehung kein 
Ju Standesberren iſt In ihr Recht der Beſchwerde bei —. —.— 
dem Aufhören des Bundes von ſelbſt. Ihre 
zu betrachten find, können nunmehr 
ebung abgeändert werden, die ſich 
Billigkeit, Gerechtigkeit und Ver⸗ 
\ Die ang > 17 1 
ler gar nicht in Frage. Da die Regierung aber vollig freie Hand 
A, ſu breucht fie ſich nicht auf die Aufhebung der ſtandesherrlichen 
zicht barkeit im Heriogtbum Arenberg zu beschränken, fondern dann 
weiter geben, wenn Zweckmäßigkeiltg unde vorliegen. Ein Recht 


der ; f 6 He eſteht nicht und ich 
Entſchäcigung des Herzogs von Arenberg b — Reoterungsvor⸗ 


Fͤrde das au | 
\ Br welches auf einem Abkommen des weiland Miniſters 


Abg. 
RB von 


ammlung erloſch mil 
Ir ote, welche an ſich foribeſtehend 
glich im Weze der Landesgeſetzg 
allein von den Grundſätzen der 


age anzunebmen. , 
A Adg. Windtborſt: Die preuziſche Verfaſſung iſt dahin dekla⸗ 
kent worden, daß fie die Rechte der Standes herren ausdrücklich aner⸗ 
ant Die Bemühungen des Herzogs von Arenberg un ee 
an 
N t, das Land fei eine Sandmwüfte und der Herzog lebe derhalb lieber 
mM Auslande. Nun, in Preußen fehlt es auch nicht an Sand, und 


4 ‚Denigfiens gefällt Meppen ganz gut, ich wohne in Meppen lieber, 


in dem größten Theil von Preußen. (Heiterkeit.) Die Tendenz 
an banndverfihen Yufitzverwaltung, an deren Spitze ich längere Zeit 
Runden habe, ging dahin, möglichſt viel große Kollegien zu bilden, 


a's beſte Garantie für eine geſunde Rechtſprechung und mit dieſer 
Tendenz vertrug ſich der Vertrag mit dem Herzog, den ich unter: 
zeichnete, ſehr wohl. Das Recht der Präſentation hat man dem Her⸗ 
zo ge von Arenberg mit Unrecht verweigert. Man muß doch aber 
dieſen Herzog ebenſo behandeln, wie man die anderen Skandesherren 
in Preußen behandelt hat, z. B. den Grafen Stolberg, deſſen ſtan⸗ 
desberrlicher Charakter nicht mit derſelden Sicherheit feſiſteht. Auf 
Entſchädigung haben die Standes herren ein fo unbedingtes Recht, 
daß in keinem Staate ihre Gerichtsbarkeit ohne Entſchädigung aufs 
gehoben worden iſt. Dem Fürſten Wittgenftein wird man fie in einer 
Vorlage, die uns wahrſcheinlich bald zugehen wird, gewiß gewähren. 
Dem Fürſten Bentheim iſt eine koloſſale Entſchädigung gezahlt wor⸗ 
den. Es gilt doch aber wohl gleiches Maß und gleiches Recht für alle 
Standeöherren. N 

Hierauf wird $ 2 mit dem zweiten Amendement der Abgg. 
Bening und Lauenſtein angenommen, nach welchem die oben mit⸗ 
getheilten letzten Worte des 8 2 wegfallen. 

Um 4 Ubr vertagt ſich das Haus bis Sonnabend 11 Uhr. 
Eee hend heutigen Debatte und zweite Berathung verſchiedener 

pezialetats. 


* (Berichtigung) Der Schlußſatz geſtern bei der erſten Be⸗ 
rathung des Staatehaushaltsetats gehaltenen Rede des Miniſters für 
landw. Angelegenheiten Dr. Friedenthal bedarf der Richtigſtellung. 
Der Miniſter ſprach davon, daß die Wünſche des Abg. Richter bezüglich 
der Desentralifation im Gebiet des landwirthſchaftl. Reſſoxts durch das 
8 betreffend die Dotation der Provinzen zum Theil bereits in der 
Erfüllung begriffen ſeien und fuhr dann fort: „Das Dotations⸗ 

eſetz überweiſt einen erheblichen Theil des Meliorationsfonds den 

robinzen und es wird bei der betreffenden Org miſation ſich Gele⸗ 
genheit bieten, eine richtige Grenze zu ziehen zwiſchen der in die Pro 
vinzen zu verlegende Thäligkeit auf dem Meliorationsgebiete und der⸗ 
jenigen Initiatibe und über den provinziellen Bereich hinausgehenden 
Wirkſamkeit, welche in der Zentralſtelle zu verbleiben bat. Ferner 
findet nach dem Dotationszeſes eine Dezentraliſation bhinſichtlich des 
landwirthſchaftlichen Unterrichtsweſens ſtatt, indem die ſogenannten 
Acker bauſchulen, welche die unterſte Stufe in dieſem Unterricht ein» 
nehmen, den Provinzen überwieſen werden.“ 


Brief- und Zeitungsberichte. 
Berlin, 4 Februar. 


— Die deutſche Reichsregierung hat, wie der Londoner „Globe“ 
berichtet, an das britiſche auswärtige Amt das Erſuchen gerichtet, die 
engliſchen nach Bangkok beorderten Kriegsſchiffe möchten im Fall der 
Noth auch die dort anſäſſigen deutſchen Unterthanen in ihren 
Schutz nehmen Die britiihe Regierung hat in Folge deſſen die nö⸗ 
thigen Inſtruklionen nach Singapore abgeben laſſen. 

— Gegen den gegenwärtigen Miniſter für landwirthſchaftliche An⸗ 
gelegenheiten, Dr. Friedenthal, wird, der „Bürger: Zeitung“ zus 
folge, die Stadtgemeinde Berlin vorausſichtlich einen intereſſan⸗ 
ten Prozeß anſtrengen. Dr. Friedenthal hat nämlich in ſeiner Eigen⸗ 
ſchaft als Ziegeleibeſitzer für das ſtädtiſche Krankenhaus im Friedrichs⸗ 
hain die Lieferung eines größeren Poſtens Formſteine übernommen ges 
habt. In dem abgeſchloſſenen Vertrage iſt für nicht rechtzeitige Liefe⸗ 
rung eine ſich progreſſiv ſteigernde Konventionalſtrafe feſtgeſetzt. Der 
Lieferant hat nun die Lieferzeiten ſo wenig innegehalten, daß die kon⸗ 
traktliche Konventionalſtrafe ſich auf nicht weniger als 74 100 Mark 
beziffert, während das ganze Lieferungsobjekt überhaupt nur 35,000 
Mark beträgt. Da nach laut gewordener juridiſcher Anſicht die recht⸗ 
lich geltend zu machende Konventionaltrafe den Betrag des betreffen⸗ 
den Lieferungsobjektes nicht um das Doppelte überſteigen darf, ſo iſt 
ſeitens der Bau⸗Deputation beſchloſſen worden, dem Magiſtrat zu 
empfeblen, gegen den unpünktlichen Lieferanten die höchſte Summe ein⸗ 
zuklagen, die geſetzlich zuläſſig iſt; dies würde im vorliegenden Falle 
die Kleinigkeit von 70 000 Mark betragen. 

— Wie bereits kurz gemeldet, hat die deutſche Publiziſtik einen 
herben Verluſt erlitten, den die Nationalzeitung' an der Spitze 
ihres mit Trauerrand erſchienenen Blattes mit folgenden Worten zur 
Kenntniß bringt: 

„Eine tief ſchmerzliche Nachricht haben wir unſern Leſern mitzu⸗ 
theilen. Der Chefredakteur unſerer Zeitung von ihrem Anbeginn, Dr. 
Friedrich Zabel iſt im Alter von 72 Jahren heute Abend nach 
6 Uhr entſchlafen. 5 

Seine bis dahin meiſt feſte Geſundheit wurde im Herbſt vorigen 
Jahres durch Eintritt der Zuckerkrankheu ſtark erſchüttert, eine heftige 
Erkältung, die er ſich am 26. Januar zuzog, rief einen Luftröhren⸗ 
katarrh hervor, welcher ihn ſeit dem genannten Tage an das Bett 
feſſelte und nach einem Krankenlager von zehn Tagen feinem arbeit⸗ 
ſamen und verdienſtvollen Leben ein Ende ſetzte. Tief erſchüttert durch 
den Berluft des alten theueren Freundes müſſen wir uns beute auf 
dieſe kurze Anzeige beſchränken. Berlin, den 4. Februar 1875“ 


Dr. Zabel war am 26. November 1802 geboren, erreichte alſo ein 
Alter über 72 Jahren. Der Verblichene widmete ſich erſt den Stu 
dien der Philologie und Theologie und bekleidete auch eine Zeit die 
Stelle eines Predigtamtskandidaten in Schwedt a. O.; er verließ je- 
doch dieſe Stelle und damit die Karriere des Geiſtlichen und begab ſich 
nach Berlin, wofelbft er von 1840 bis 1848 für mehrere angeſehene 
Blätter, u. A. auch die „Kölniſche Zeitung“ korreſpondirte. Im Jahre 
1818 übernahm Dr. Zabel die Chefredaktion der „National⸗Zeitung“, 
welche Stelle er bis vor wenigen Wochen bekleidete. Unter den man⸗ 
nigfachen Ehrenſtellen, die dem Verſtorbenen geboten wurden, führte 
er die eines Vorſitzenden des Zweigvereins der Schillerſtiſtung mit 
beſonderer Luſt und Liebe; ſo mancher Schriftſteller, dem Alter oder 
Mißgeſchick das Leben erſchweren, wird den Tod des liebenswürdigen 
Grliſes hart empfinden, der ſtets ein mildes Wort, eine gute Fürs 
ſprache jedem Bittenden gewährte. 

Wir beirauera in dem Dahingeſchiedenen einen hochgeſchötzlen 
Kollegen, deſſen Andenken gewiß in den weitenen Kreiſen ſtets in 
Ehren gehalten werden wird. 


Poſen, 6. Februar. 

— Das Obertribunal hat das Urtheil des hieſigen Appellations⸗ 
gerichts, wodurch der Propft Stagraczynski aus Wojniesc in 
feiner Eigenſchaft als Redakteur des (eingegangenen) „Tygodnik kato⸗ 
licki“ wegen Majeſtätsbeleidignug zu 6 Monaten Gefängniß verurtheilt 
wurde, beſtätigt. 

— Falſche 25⸗ 5 n der Preußiſchen Bank mit der 
Nr. 719 Ah 3 e eu 3 enden gekommen; auf 
deren Rückſeite fehlt die Unterſchrift, in den drei erſten Zeilen der 
Strafbeſtimmungen heißt es dreimal: „Wer felbft oder durch Ande ꝛc.“ 
(ſtatt „Andere“), und der große Adler auf der Vorderſeite tritt ſchärfer 
(ſchwärzer) hervor. 

« Birnbaum, 5. Januar. [In Kähme!] war am Mittwoch 
an einen Kirchenvorſteher ein Schreiben des Fürſtbiſchofs Dr. Förſter 


€ 
aus Breslau eingetsoffen, welches am Abende deſſelben Tages in zwe 
verſchiedenen Schanklokalen vorgeleſen und deſſen Inhalt auch dem 
Probſte Kick mitgetheilt worden fein fol. Nach demſelben ſei die Ein- 
führung des Probſtes K. durch die weltliche Macht kirchlich ungiltig, 
Herr K. dürfe darum auch keine kirchlichen Handlungen verrichten und 
es werde bald deſſen Exkommunikation erfolgen. In Folge Be⸗ 
nachrichtigung wurde geſtern unter Leitung des Kreiswachtmeiſters 
Paſchke von der Gendarmerie eine Hausſuchung bei dem betreffenden 
Kirchenvorſteher vorgenommen, die aber infofern erfolglos war, als 
man das in Rede ſtehende Schreiben nicht fand, weil es verbrannt 
worden ſein ſoll. Wie wir erfahren, iſt heut auf dem hieſigen Land⸗ 
rathsamte bereits die protolollariſche Vernehmung von 12 Zeugen 
erfolgt. 


Staats und Volkswirthſchaſt. 


** Frankfurt a. M., 5. Febr. Das vorgeſtern hier gewählte 
Comite von Inhabern der Aktien der Albrechts ban Pr 
beichlofjen, eine Bekanntmachung zu erlaffen und darin diejenigen 
Aktieninbaber, welche ſich be: der am 15 d. M. ftattfindenden Gene⸗ 
ralverſammlung durch das Comite vertreten laſſen wollen, aufzufor⸗ 
dern, ihre Aktien bis ſpäteſtens den 9. d. bei der Auſtro Deutſchen 
Bank zu deponiren. 

Leipzig, 5 Febr. Die heute ſtattgehabte Generalverſammlung 
der Leipziger Wechsler⸗ und Depoſitenbank hat den 
Antrag auf Liquidation mit 490 Stimmen angenommen. 

** Wien, 5 Febr. Die Einnahmen der franz.⸗öſterreich. Stagts⸗ 
bahn betrugen vom 29. Jan. biszum 1. Febr. incl. 295,242 Fl. 

un Petersburg, 5. Febr. Die Reichsbank nimmt vom 1.13. 
Februar c. ab Gold in Barren zu 409 Kopeken per Solotnik, Halb- 
imperials zu 575, Napoleondors zu 557 Kopeken an. 


Vermiſchtes. 


* Braunfchweig, 5. Febr. Die Hinrichtung der wegen 
Giftmordes zum Tode verurtheilten Wittwe Krebs und des Schläch⸗ 
ters Brandes ifi heute Morgen durch Enthauptung vollzogen worden. 


Bis 11 Uhr Vormittags eingegangene Depeſchen. 

Verſailles 5. Februar. Die Nationalverſammlung nahm trotz 
des Widerſpruchs der Miniſter die Vorlage über die Freigebung der 
Fabrikation von Pulver und Dynamit in zweiter Leſung an und 
vertagte ſich hierauf bis Donnerſtag. 


Verantwortlicher Redakteur: Dr. Julius Wafner in Poſen. 
Für das Folgende übernimmt die Redaktion keine Verantwortung 


| 


Kabel : Telegramm von Newyork. 
Newyork, den 3 Februar 1875. 
Das Hamburger Poſt⸗Dampfſchiff der Adler⸗Linte: 
„Schiller“, Kapitän Thomas, 
welches am 21. Januar, 3 Uhr 30 Min. von Hamburg abgegangen if, 
traf heute wohlbehalten hier ein. 


Telegraphiſche Nörſenberichte. 


„—. Weizen pr. April-Mat 175 00. R 
April⸗Mai 145, 50, per Mai⸗Juni —, —. Müböl 


184 B., 183 G., pr Mai ⸗Juni 1000 Kuo netto 
185% B., 184% O, pr. Juni Juli 1000 Kilo netto 187 B., 186 
G. Roggen pr. Februar 1000 Kilo netto 154 B., 152 G., pr. April⸗ 
Mai 1000 Kil, netio 147% B., 146% G., pr. Mai⸗Juni 1000 netto 
146% B., 145% G., pr. Jani⸗Jali 1000 Kilo netto 146 B., 145 
G. Hafer flau. Gerſte flau. Rüböl matt, loco und pr. Fehr. 
%, pr. Mai pr. 200 Pfd. 56. Spiritus fill, pr. Februar 44% 
pr. April⸗Mai 45, pr. Mai-Juni pr. 100 L. 100 pCt. 45. Kaffee 
ruh., Umf. 2500 S. Petroleum anim., Standard white loko 12, 50 
B, 12, 25 G., pr. Februar 12 25 G., pr. Februar⸗März 12, 20 Gd, 
pr. Auguſt⸗Dezember 13, 00 Gd — Wetter: Schön 
Köln, 5. Februar. Nachmittags 1 Uhr. 
Schön. Weizen unv., bieſiger loco 20, 35, f 
pr. März 19, 00, vr. Mai 18.60. Roggen ſeſter, h 
16, 50, pr. März 14, 80, pr Mai 14, 55. Hafer loco 19, 50. 
r. März 18,30, pr. Mai 17, 90. Rüböl feſter., loko 29, 30, pr. 
dai 29, 60, pr. Oktober 31, 00. 5 
London, 1. Februar, Vormittags. Die Getreidezufuhren von 
23. bis zum 29. Januar betrugen: Engliſcher Weizen 6792, fremder 
23 650, engliſche Gerſte 2408, fremde 4700, engliſche Ma Mett 
24 054, engliſcher Hafer 275, fremder re) Engliſches Mehl 


e 


2 


fair Pholleras 
‚_middi, 

omra 
Domra 5%, fair Madras 5, fair Pernam 8%, fair 


8% 
druar, Vormittags. Baumwolle (Anfangs 
5 Umfas 18 000 Ballen. Stramm. — 
8 5 ritan iſche. 
— B. ofiind. 
t „5. „Nachmittags. (Produktenmarkt.) (Schlußber. 
Paris, 5. Februar, Nachmi ttag br A 1 15 5 ag 


Mai⸗Auguſt 25 

es 5 März April —, —, pr. at Auguſt —, . beb. , 
pr. Februar 52, 25 pr. März⸗ April 52, 50, pr. Mai⸗Auguſt 54 00 
pr. Mai⸗Juni 53, 50, Rüböl Ran pr. Februar 74, B, 


pr. Mürz⸗ 
April 74 75, pr. Mai- Auguſt 76, pr. September⸗Dezember m, 
— We 


Spiritus feit, pr. Februar 54,00, pr. Mai-Auguft 55, 00. 


ter: Schön. 
mfterdam, 5. Februar, Nachmittags. (OGereidemarkt) Schluß⸗ 
berict Weizen“ pr 266. pr. Nov. —, Roggen pr. Oktober 


Vendee —. 

Petroleum⸗Markt (Schlußbericht). Naffinirtes, Type weiß. 
loko 29% bez., 30 B., pr. Februar 9% ben 30 Br., pr. Min 29% bz 
90 B., er eptember 2 Be, pr. Scbben ber Bez 34 Br. Steigend. 


- r A E ET EEEZTEZEBEEE ZT 0 DT ZELTE 02.2 —— r TE P a — Fort; S 
77 www.... RE f | \ 


Produßten-Börfe. Moagen Into yer 1000 Sifge. 144 „167 Mt nach Oual. Abe ieh b C d -g Mm n dan 591- 

BE ie; A n b3., ru 142 >; 1. onat 151 bi, 9 uft 60,1 60,6 0 4 Rm bz, Au ae 
9. K Bin: NW. Barometer 22, 11. Thermo⸗ 15 0 1 . ‚en ahr 14650—146 | Rm. Me bl Weizenmehl Nr. 080 = 

en Witterung: bedeckt. Na. br, Mat Jun 1 0 8100 . 95 "Sm Juli 143,50 Num. dh 5- abo, Roggenmey, Nr. 0 24 25 
b 1 1 iſt heute von — entſchieden matter Stimmung ver⸗ Gerſte loko per Rm. nach Dual. gef — 1 5 . 
5 e — von der Bahn haben ſich nur unter wei, Hafer loko per 1000 le 760450 Km nach Qual gef., Ol, u. Kliogr. Bruno inkl. Sack per dieſen at 21.45 — 21,40 
terer Ermäßigung der Breife räımen laſſen und in Folge deſſen bat | weſtpreuß. 167-178 galiz u. ungar. 163-174, pomm. u. me Febr. März do., Meärz-Aprik do., April⸗Mai do., M * 
8 — — Beh Angelo! au 90 1. 1 Termine ganz weſemlichen Druck aus⸗ | 186, ruſſ 165 a 178 ab Babı bz, per dieſen Monat „ Friblabr 17050 Juni⸗Juli do An 
2 Kündigungsprets 151 Rm. per 1000 Kilar. —ı m. bz., Mai⸗ 155,00 Rm. bz., Juni⸗Juli 164,10 Rm 3, | 5 
5 = em Han. 1 0 25 —＋ EL a 21,40 — auf 5 5 Er bf N 2 im tar. 1 * 55 ver Meteorologifche Beobachtungen an Bofen, 7 
? n beſchränktem Verkehr. — | na ua utterwaare 177— na al — Ra a 260° Ei 
5 afer lolo ſchwach bralsboltend. Termine wenig rerändert, aber matt. | 1000 Kilgr. — — Leinbl loko per 10 Kilogr ohne Faß 62 88 Datum. Stunde FE | Therm. Wind.] Woltenform 
5 kündi 11 1000 Ctr. Kündigungspreis Rm. 173 per 1000 Kilogr. — | — Rüböl per 100 Kilogr loko ohne Faß 52 50 Rm bz. ai ah 53 80 5 er 
— Rüb zl iſt unter ſtärkerem Angebot zu nachgebenden Preiſen ver⸗ Rm 955 per dieſen Monat 22 ſrebr.- März do, 2 „Mal 51,6541 Gebr. Nachm. 2 275 5 22 06 1 23 trübe St. 
8 i worden. Gekündigt 300 Ctr. Künvigungspreis 51 Rm per 100 | Nm bz, Mai⸗ Juni 55,2 516 Rm. bz, Sept. Okt. 58,2 — 576 Nm. bz. „ gende 14 27, 10°) 88 — 259 NW 2-3 bedeckt. Ni) 
Kilogr. — Spiritus hat ganz merkliche Preisfteigerung erfahren. | — Pekroleum raffin (Standard white) per 100 Kilogr. mit Faß lolo ] 6 „ Morgs. 6 2 11° 361 — 3°9 2 trübe St. 
An , Ve. ziemlich lebhaft 8 10,000 Liter. Kundigungspreis] 28 Rm. bz, per dieſen Monat 3 b, Febr März  Schneemenge: 95 Pariſer Kubikzoll auf den Quadratfuß. 
0.000 Liter⸗pCt. by, Sept⸗Oktober 27 50-8 -%7 m. bi. — Spiritus per 


Am 80 R 
5 81 5 lolo per 1000 Kiloar. 165-207 Nm. nach Qual. gef., 100 Liter a 100 pet; 710,000 pCt. loko ohne Faß 55 Rm by., ver dieſen 
ge per dieſen Monat —, April⸗Mat 180 50 - 181 170,50 Rm bz.,] Monat loko mit Faß —, per dieſen Monat 57 57,4 5/2 Rm Bi 
— ai: Jun 181,50 —182 181,50 Rm ba, Juni⸗Juli 184 Rm. bz. — | Ffebr. Mürz —, März April —, April: Mm 579 50,5 59 5 Rm. b 


Breslau, 5 Februar. Nach Schluß der Börſe: Kreditaktien 198%, Franzosen 267, 
Geſchäftslos. Lombarden 122. 


i Freiburger 93. 50. de. junge —. Oberſchleſ. 144, 25 R. Oder⸗ 

Ufer⸗St. A 111, 30. do. do. Prioritäten 112 75. Framoſen 521 00 Lom⸗ 
Barden 232, 00. Italiener —. Silberrente 69 40 Rumänier 35 65. Bresl. 
Diskontobant 82,00. do. Wechslerbank 75,50. Schleſ. Banto 105 00 
Kreditaktien 395 00. 1 117, 00 Oberſchlef Eiſenbahnbed. —. 
Bereit Bankn. 1 Ruſſ. Banknoten 283, 45. Schlef. Ber — 
bank 91,50 Suden Bank —. Breslauer Prov.⸗Wechslerd. 
Kramſta 90, 00. Schleſiſche Zentralbahn —,—. Bresl. Delf. —,— 91. 50, i 234. 00, Anglo⸗Auſtr. 127, 00, Untonbank 99, 25 


| bard je —, —, Nordbahn —. 
Telegraphiſche Korreſpondenz für ph, [a een 8 , l rente 78, 80. 


Waſſerſtand der Warthe. 
Voſen, am & Februar 1875 12 Ubr Mittags 2 ** Meter 


auch Schluß der Börse: Mreditaktien 198%, Framoſen 20, Blagnieton: 3 pCt. 
Konſolg dr, Mär 92 Yale Eren ente 7 g. Somborben 139 
Franffurt a. DR,, 5 Februar, Abends, [Effekten N . de 17/11 „Stalien. öpref Rente 67%. Lomdarden 12 
ER ln 199 f. anoſen 267 25790 5 121%, Galler 213%, | 5 proz. Ruſſen de 1871 re 3 uff. de 1872 100% Süßer BU I 


Türk. Anleihe de 1865 roz. Türken d 
Bankaktien 862, Darmnädter Bankaktien —, Mamniger Bankaktien] Bereinigt. St pr. 182 100% — Nec niit e 1 . 


S e — Gelen 5708 8. N 
elnotirungen: Berlin N urg 3 Monat 20, 70 
n a. M. 20, 70. Wien 11, 35. Paris 25, 72. Petersburg 32% 
Paris, 5 Februar, Nachmittags 12 Uhr 40 Minuten. Zpro“ 
Rente 64, 20, Anleihe de = 101, 40, Italiener 67, 77%. Franioſen 
657, 50, Lombarden 306, 25 „Türten 42, 37555 Spanier 21½ Feſt. 
be Bari 5. Februar, Nachmittags 3 Uhr. Spanier exter. 24% 
inter 
Schlußtarſe.] 3 prozent. Rente 64 50 Anleibe de 1872 101. = 
Na öproz. Rente 67, 85. Ital. Tabaksattien —. Franzoſen 657, 5 
ombard. Eiſendahn-Aktien 306. 25 Lombard. Prioritdten 1 M 
Türken de 1865 * 57% Türken de 1869 288 75 Tür kenlooſe = 7 
ew⸗Hork, 4. Februar, Abends 6 a [Schlußturje.] Re | 
Notirung 5 Goldagtos 14%, nedrigſte 14%. Wechſel auf Londe⸗ 
in Gold 4 D. 86% C. Goldagio 14%. N: 885 119%. Di 
ſundirte 115%. Bonds de 1887 . Erie⸗Bahn 
entral⸗ zaciſie 98 New Vork Zentralbahn 102. 5 0 
ew⸗ Vork 15%. Baumwolle in New Orleans 15. Mehl 5 5. 00 C 
Ra Petroleum > New⸗Yorxk 14. do. Phadelvbia 13%. Rother 
Frü lahre wetten 1 PD. 19 C. Mais (old mixed) 91 C. Zäcker (Fat 
vefining Muscovados) 7%. Kaffee (Rlo⸗) 19%. Getreidefracht 103 


„Brüſſeler Bank — „Spanier 24%. Sehr feſt und Aemlich lebhaft. 


Wien, 5 N Spekulationspapiere ſchloſſen matt, Anlage⸗ 
wertbe aut behamptet. 
börfe: Wenig Felten Kreditaktien 217, 00, Franzoſen 


1854 er 
rt a. M., 5. Februar Nachmittags 2 Uhr 30 Minuten.] Looſe 104 80. Bankaktien 955, 00. Nordbahn 1922 Kreditaktien 
F Vece 90 80. Barifer Wechſel 81,50. Wie⸗ 50. Fran zoſen 291, 50 Galizier 234, 00. Nordweftbahn 149 20. 
ner el 182,90. Framofen “) 2657 Böbm Weſtb. 170% Yombar» | do. Lit. B. 71, 50. London 111, 20. Paris 44, 20. Frankfurt 54, 15 
den) 121%. Galiner 21376. Eltlabel habn 169%. Norduen bahn 135%. | Böhm. Weſtbahn —, —. Kreditlooſe 165, 00 1860er Looſe 24 1 
> Sa 197% Ruf Bodenkredit 91%. Nu ſen 1872 101%. 9050 Lomb. Eifenbabn 133 00 1861er Looſe 139 50. Unionbant 98 
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